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Neustart
oder Neuwahl

D ie Sommerpause
soll denKoalitionä-
ren Erholung brin-

gen, nach der Rückkehr
Ruhe in der Ampel ein-
kehrenundderStreitend-
lich ein Ende haben. Das
war die Losung des Bun-
deskanzlers bereits vor
einem Jahr. Passiert ist das Gegen-
teil, weswegen inzwischen ein vor-
zeitiges Ende der Regierung wahr-
scheinlicher erscheint, als dass ihr
Streit aufhört.
Die Ampel hat genau noch eine

Chance, um sich zu berappeln und
der Bevölkerung einen letzten Rest
von Vertrauen zu vermitteln: mit
einerklugenEinigungaufdenHaus-
halt 2025 – an die sich dann aus-
nahmsweise auch alle Beteiligten
halten und sich niemand über den
Sommer neue Querschüsse aus-
denkt. Die Erfahrung mit dieser Ko-
alition ist in dieser Hinsicht aber
derart schlecht, dass der Glaube an
ihreVerantwortungundauchanihre
Vernunft erschüttert ist.
Olaf Scholz hat dieMissklänge in

seiner Regierung so oft beklagt,
dass man sich fragt, wer sie eigent-
lich führt. Seine Bereitschaft, Aus-
einandersetzungen vor allem zwi-
schen FDP und Grünen in der Er-
wartung laufen zu lassen, dass die
Kontrahenten schon selbst auf die

Die SPDund ihr Kanzler brauchennach der
Europawahl dringend einenBefreiungsschlag

ist in drei ostdeutschen
Ländern Landtagswahl.
In Brandenburg liegt die
SPD laut Umfragen auf
Platz drei, in Thüringen
und Sachsen ist sie ein-
stellig–undüberall istdie
AfD vorn. Scheitert die
SPD an der Fünf-Prozent-

Hürde, obwohl sie seit drei Jahren
den Bundeskanzler stellt, werden
Zweifel an einer zweiten Kanzler-
kandidatur von Scholz laut werden.
Er hatte einen hoffnungsvollen

Start in seine Amtszeit. Mit der Zei-
tenwende-Rede nach Russlands
ÜberfallaufdieUkrainehatteScholz
vielen Menschen Sicherheit und
Stärke vermittelt. Aber abgesehen
von seinem anschließenden oft un-
entschlossenen Kurs gegenüber
Moskau ist ihm und seiner SPD et-
was anderes gründlich missglückt:
dereigenenBevölkerungGerechtig-
keit zu vermitteln.
Die einst tiefen Einschnitte mit

den Hartz-IV-Reformen ins Sozial-
systemhabendieSPDgespaltenund
Platz links von ihr frei gemacht. Ge-
rupftwolltendie Sozialdemokratin-
nen und Sozialdemokraten diese
Schmach wieder wettmachen und
überzogen in die andere Richtung.
Aus Hartz IV wurde das Bürgergeld
und die – gut gemeinte – Botschaft,
dass jeder und jede in diesem Land
vom Staat aufgefangen wird. Dem
Fördern fehlte jedoch das Fordern.
Wernichtarbeitenwill,kommtauch
so gut durch.
Der Dreh- und Angelpunkt ist gar

nichtdasGeld,dasDeutschlandein-
sparenwürde, wenn gänzlich taten-
lose Männer und Frauen arbeiten
gingen. Ein schärferer Kampf gegen
Steuerhinterziehung von Wohlha-
benden könnte ebenfalls Erträge
einbringen. Es ist das Gefühl, dass
die altehrwürdige Arbeiterpartei
beimKümmernumBürgergeldemp-
fänger die hart arbeitende Bevölke-
rung vernachlässigt hat.
Scholz hat in seiner ersten Regie-

rungserklärung gesagt, viele Men-
schen fragten sich, ob die globalen
Veränderungengutfürsiepersönlich
ausgingen. Seine Antwort war: Es
werdegutausgehen.Wirklich?Ohne
einentragfähigenNeustart jetztwer-
den sich viele Menschen vielmehr
fragen, ob eine Neuwahl für sie per-
sönlich nicht viel besser wäre.
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beste Lösung kommen werden, ist
ein netter Zug. Nur zeugt das nicht
vonWeitsicht. Der Regierungschef
hat es bei Finanzminister Christian
Lindner (FDP) und Wirtschaftsmi-
nister Robert Habeck (Grüne) nicht
mit aufmüpfigen Jungs auf dem
Spielplatz zu tun, sondern mit
knallharten Politspitzen, die ihre
Parteiklientel bedienen.
Die weiße Salbe, die Scholz und

seineSPDauchnochauf ihreWunde
des desaströsen Europawahlergeb-
nisses von 13,9 Prozent auftragen,
kann nicht wirken. Das Eingeständ-
nis, dass sich „etwas ändern muss“,
kommt viel zu spät. Im September

Nicht mehr als eine Hoffnung

E slagjanahe,aberdie-
ser Bericht liefert es
Schwarz auf Weiß:

Der Traum vom Ende der
nuklearen Konfrontation
ist ausgeträumt. Laut dem
Friedensforschungsinsti-
tut Sipri steigt die Zahl
einsatzbereiter Spreng-
köpfe und die neuer Modelle konti-
nuierlich. Es ist bitter, aber unbe-
streitbar: Wir steuern auf ein neues
Gleichgewicht des Schreckens zu,
diesesMalmiteinerVielzahlanPlay-
ernmit verschiedensten Interessen.

Zahl derNuklearwaffen steigt kontinuierlich

Ein Fall von Zeitenwende? Eher
von unrealistischen Hoffnungen.
Denn in eine atomwaffenfreie Welt
war die Menschheit nie unterwegs.
ZwarsolltederAtomwaffensperrver-
trag schon mitten im Kalten Krieg
eine Ausbreitung verhindern. Doch
er sicherte der Welt zugleich das
Recht auf „friedliche“ Nutzung der
Atomkraft–undmachte soeineEin-
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dämmungunmöglich.
Auch dass die Atomsuper-
mächteUSAundRussland
später die Verkleinerung
ihres Atomarsenals ver-
einbarten, war trügerisch:
Beide gabennie dieMacht
auf,weiteTeilederWeltzu
zerstören. Und realistisch

gefragt: Welchem Autokraten kann
manglauben,wennerseineEntwaff-
nung verspricht? Das zeigte die ver-
frühteFreudeüberdenAtomdealmit
demIranvon2015undnunerneutdie
Drohung Russlands mit der Bombe.
Schon deshalb könnte sich keine de-
mokratische Regierung erlauben,
einseitigatomarabzurüsten.DieUk-
raine– seinerzeit drittgrößte Atom-
macht der Welt – tat es 1994, es be-
kam ihr schlecht.
So bleibt „die Bombe“ aus genau

dem Grund in der Welt, aus dem sie
einst in sie kam: Damals fürchteten
dieUSAeineNazi-Atombombe.Heu-
teweißman,dassderWahnvonWelt-
herrschaft und Völkermord viel-
leicht nie auszumerzen ist – und die
atomwaffenfreieWelt darum unrea-
listisch.Was es deshalb gebenmuss,
sindGesprächskanäle,umEskalatio-
nen abzuwenden, und genug Res-
pekt vor dem Leben, um dieseWaffe
zumindest nicht zuerst einzusetzen.

Vorsicht vor
Scheinlösungen

F ür Hochwasserkatastrophen
gilt ein eiserner Grundsatz:
Erst kommt das Wasser –

dann die Forderung nach einer
Pflichtversicherung gegen Ele-
mentarschäden. Nur etwas mehr
als dieHälfte der Immobilienbesit-
zer inDeutschlandhat derzeit eine
solche Police, weshalb imErnstfall
häufig der Staat einspringenmuss.
Der Gedanke, das Risiko nach

französischem Vorbild per Versi-
cherungspflicht auf die gesamte
Gesellschaft zu verteilen, liegt na-
he. Und doch ist die vermeintlich
einfache Lösung bei näheremHin-
sehen kompliziert.
Denn das Risiko, Opfer von Na-

turgewalten zu werden, unter-
scheidet sich mitunter erheblich.
Wer etwa im vierten Stock eines
großstädtischen Altbaus lebt,
dürfte eher selten vonHochwasser
heimgesucht werden, und das La-
winen-Risiko im norddeutschen
Tiefland ist ebenfalls überschau-
bar. Ein einheitlicher Versiche-
rungssatz wie in Frankreich ist an-
gesichts all der Unterschiede we-
nig gerecht – vor allem wenn man
bedenkt, dass dem französischen
Katastrophenfonds schon jetzt
das Geld zur Regulierung der im-
mer häufiger auftretenden Scha-
densereignisse fehlt.

Pflichtversicherung gegen
Elementarschäden
wäre nicht gerecht
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Hinzu kommt, dass sich Politi-
ker in der Vergangenheit nicht ge-
rade als Vorkämpfer für Präven-
tion gezeigt haben. Maßnahmen
für baulichen Hochwasserschutz
wurden auf Eis gelegt, die Renatu-
rierung von Flüssen verschleppt,
Warninfrastruktur weggespart.
Und selbst nach bereits eingetre-
ten Katastrophe fehlt der Politik
derMut,weshalb trotz des immen-
sen Hochwasserrisikos weite Teile
des Ahrtals wieder aufgebaut wer-
den, als hätte die Katastrophe von
2021 nie gegeben.
Die Versicherungswirtschaft hat

recht mit ihrer Kritik, dass es an
Prävention mangelt. Eine Pflicht-
versicherung wird daran nichts
ändern.

Vertrieben aus dem Paradies

E ssen ist eine biologischeNot-
wendigkeit. Und es ist Ge-
nuss, bereitet den Menschen

Lust, erfüllt wichtige seelische
Funktionen. Essen gibt Freude,
Trost, Halt und Gemeinschaft.
Aber die Unbeschwertheit in Sa-
chen Ernährung ist verloren ge-
gangen. 89 Prozent der Deut-
schen sind heute mit mindestens
einem Aspekt ihrer Ernährung
unzufrieden. Die Gründe für die
Vertreibung aus demErnährungs-
paradies und die Sehnsucht nach
der verlorenen Unbeschwertheit
beleuchtet eine vom „rheingold“-
Institut durchgeführte Studie.
Der vor allem seit der Corona-

Krise beobachtbare Rückzug ins
private Schneckenhaus hat zu
einer gesteigerten Selbstbezüg-
lichkeit geführt. Die Menschen
richteten ihren Aufmerksam-
keitsfokus stärker auf sich und
ihren Körper. Auch in Sachen Er-
nährung hatten sie das Gefühl,
ihres Glückes oder Unglückes
Schmied zu sein. Dadurch hat sich
in den vergangenen Jahren der in-
dividuelle Druck erhöht, selbstge-
steckten Ernährungsidealen auch
gerecht zu werden. In Tiefenin-

EinewachsendeAnzahl vonAnsprüchen andie Ernährungwirken
sich auf persönliche Einstellung unddas Essverhalten aus

terviews beschreiben vor allem
junge Menschen, dass sie immer
wieder an ihren hohen Idealen
scheitern und dies als persönli-
ches Versagen erleben.
Zumal eine wachsende Anzahl

gleichzeitig wirkender Ernäh-
rungsansprüche ihren Tribut for-
dern: In den 1960er Jahren waren
es die Mäßigungs- und Schlank-
heitsideale, in den 80er Jahren
folgte der Gesundheitshype, in
den 90er Jahren der Anspruch,
die mentale und körperliche Per-
formance mit Hilfe der Ernäh-
rung zu optimieren. Seit Beginn
des neuen Jahrtausends steigen
moralische Anforderungen im
Hinblick auf Klimaschonung und
Tierwohl. In jüngster Zeit steht
Essen vor allem für junge Leute
unter dem Anspruch einer „Ess-
thetisierung“: Ideal fotografierte
und gepostete Mahlzeiten die-
nen der Selbstdarstellung und
Selbstvergewisserung.
Der wachsende Druck, denmul-

tiplen Ernährungsansprüchen ge-
recht zu werden, führt zu einem
Verlust der oralen Unschuld und
zu dem Gefühl, ständig etwas
falsch zu machen. Zumal auch die
Strafandrohungen kontinuierlich
gestiegen sind: Übergewicht, Dia-
betes, Trägheit, Verdauungsstö-
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rungen, früher Tod, Akne, Schuld
am Leid der Tiere oder am Klima-
wandel – das sind die sieben häu-
figsten Plagen als Folge von Er-
nährungssünden.
Vorbei sind die Zeiten beden-

kenloser oraler Lust und der kol-
lektiven Übereinkunft, was zu
festgesetzten Mahlzeiten mor-
gens, mittags und abends geges-
sen wird. Jeder isst, prasst oder
mäßigt sich auf seine Weise, und
die Vielzahl der unterschiedli-
chen privaten Ess-Stile führt zu
einer babylonisch anmutenden
Ernährungsverwirrung. Groß ist
daher die Sehnsucht der Men-
schen, die verlorene Unbe-
schwertheit in Sachen Ernäh-
rung wiederzuerlangen.
Dafür zeichnen sich derzeit vier

große Trends beziehungsweise
Strategien ab.

1. Verinnerlichung der Ideale
Man passt sich in seinemVerhal-
ten an die Erfordernisse der Zeit
an und versucht, bei der Ernäh-
rung konsequent auf dem Pfad
der Tugend zu wandeln. Vor al-
lem der Fleischverzicht soll von
einer dreifachen Schuld entlas-
ten: gegenüber den Tieren, der
eigenen Gesundheit und dem
Klima. Die gewissenhafte Ein-
kaufsplanung und die Vermei-
dung von Essens- oder Verpa-
ckungsmüll werden zum Maß-
stab der eigenen Ernsthaftig-
keit.

2. Retro-Trend
Der Gegentrend ist die Rolle rück-
wärts in die vermeintlich gute alte
Zeit, in der die Ernährungswelt
noch in Ordnung erschien. Die
Rückgewinnung des verlorenen
Paradieses manifestiert sich vor
allem in demonstrativem, unge-
bremstem Fleischkonsum. 28
Prozent der Menschen beharren
darauf, auch in Zukunft keines-
falls weniger Wurst und Fleisch
essen zu wollen.

3. Verdeckter Genuss nebenbei
Mit einem beiläufigen Dauersna-
cking während der Arbeit, zum
Medienkonsum oder unterwegs
wird der Radar der bewussten Er-
nährung unterlaufen. Nach dem
Motto „Was ich nicht weiß, macht
mich nicht heiß“ werden Proble-
me von Schuld und Scham ver-
drängt. Das ständige Snacken im
Alltag erfüllt dabei – angesichts
individueller Belastungen – auch
die Funktion eines Puffers, eines
Stoßdämpfers für die Seele. Vor
allem in der „Gen Z“, der Alters-
kohorte der 15- bis 30-Jährigen,
ist neben überkultivierten Kauf-
und Ernährungsentscheidungen
eine Sehnsucht erkennbar, re-
gressiv im Bett zu essen und sich
nebenbei auch noch mit Medien-
konsum zu befüllen.

4. Neuer Pragmatismus
Sparzwänge und ein immer stär-
ker belasteter, stressigerer Alltag
mit Unterrichtsausfällen in der
Schule, unregelmäßigen Kita-
Zeiten, Streiks bei der Bahn, im
ÖPNV oder im Flugverkehr, Mul-
titasking-Anforderungen im Ho-
meoffice nötigen, berechtigen

aber zugleich auch dazu, das The-
ma Ernährung pragmatisch anzu-
gehen und es von ideologischem
Ballast zu befreien – vor allem in
den Familien. Fast die Hälfte der
Befragten bekennt sich dazu, lie-
ber einfache Gerichte zu kochen.
Insbesondere die Jüngeren nutzen
verstärkt Lieferdienste, die eine
aufwandslose Selbstversorgung
bieten und gleichzeitig von der
Verantwortung für die Zuberei-
tung des Essens entlasten.
Zur Wiedererlangung von Un-

beschwertheit und ungetrübter
Sinnlichkeit in Sachen Ernährung
hoffen die Menschen auf Unter-
stützung von außen: Die Politik
soll klar festlegen,wasbeimEssen
geht und was nicht. Handel und
Industrie sollen den Menschen
zeigen, dass sie die Verantwor-
tung für globale Nachhaltigkeit
übernehmen. Mit einem sorgfäl-
tig ausgewählten und geprüften
Sortiment sollen sie den Konsu-
menten, ihren Kunden, auch eine
Genuss-Absolution geben.

Die Studie „So is(s)t Deutschland
2024“ wurde für Nestlé Deutschland
erstellt.
Weitere Informationen unter:
www.rheingold-marktforschung.de/
news
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ANDREASNIESMANN

STEPHANGRÜNEWALD
ist Geschäftsführer des

„rheingold“-Instituts in Köln.
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